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Einführung


Die Bundestagswahl 2021 ist in mehrfacher Hinsicht ein historisches Ereignis. Zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland tritt ein amtierender Kanzler – in diesem Fall die Kanzlerin Angela Merkel – nicht für eine erneute Amtszeit zur Wahl an. Zudem findet die Bundestagswahl in Zeiten und unter Bedingungen der Corona-Pandemie statt, die seit ihrem Ausbruch in Deutschland im Februar/März 2020 alle politischen Themen und Vorgänge überlagert. Erstmals hat neben SPD und Union mit den Grünen eine dritte Partei eine realistische Chance, mit Annalena Baerbock die nächste Kanzlerin zu stellen. Zudem hatten SPD und CDU im Verlauf der Wahlperiode mit Führungskrisen zu kämpfen, die auch teilweise bei den Personalentscheidungen nachwirken.


Während die SPD ihren Kanzlerkandidaten bereits im Sommer 2020 benannte, sorgte die offene Führungsfrage in der CDU dafür, daß eine Festlegung auf einen Kanzlerkandidaten erst Ende April 2021, also nicht einmal ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl, stattfinden konnte. Das Ziel, bei der Benennung des Kanzlerkandidaten schneller als die Grünen zu sein, wurde wegen des holprigen Verfahrens bei der Kandidatenkür durch die CDU/CSU verfehlt.


Auch bei den Grünen lief die Kandidatenkür wohl hinter den Kulissen nicht ganz so glatt wie es nach außen den Eindruck machte. Dies legte zumindest ein Interview nahe, das der Co-Vorsitzende Robert Habeck nach der Verkündung der Kanzlerkandidatur von Annalena Baerbock der Zeitung Die Zeit gab, und aus dem andere Zeitungen zitierten.1


Neben diesen drei stellten auch weitere Parteien Spitzenkandidat/innen auf, diese jedoch nicht explizit als Kanzlerkandidat/innen, weshalb in diesem Buch auf jene nicht eingegangen werden soll. Ziel des Buches ist, eine Übersicht über die Kanzlerkandidat/innen für die Bundestagswahl 2021 zu geben. Dies umfaßt deren Personen, aber auch die Parteien und die Umstände der Nominierung. Dies beinhaltet zu einem gewissen Maße einen Überblick über wichtige Ereignisse in der 19. Wahlperiode, denn diese haben die Kandidatenfindung der Parteien zum Teil maßgeblich beeinflußt.


Eine wesentliche Rolle spielte auch die Corona-Krise, die unter anderem dafür gesorgt hat, daß Parteitage aufgeschoben und entsprechende Entscheidung nicht gefällt werden konnten. Zum Teil mußten neue Wege gegangen werden, um die entsprechenden und für die Parteien notwendigen Entscheidungen unter Beachtung der Hygieneregeln im Zusammenhang mit der Corona-Krise zu treffen. Denn Maßnahmen, wie die Maskenpflicht, die Abstandregelung und die Beschränkungen für Großveranstaltungen trafen auch die Parteien – und dies gerade im Wahljahr 2021. So wurde der Parteitag der CDU, auf der ein neuer Vorsitzender gewählt werden sollte, mehrfach aufgeschoben. In Thüringen wurden die vorgezogenen Neuwahlen zum Landtag wegen der Infektionslage vom Frühjahr in den Herbst verschoben – und scheiterten letztlich komplett an der Uneinigkeit der Akteure über das Vorgehen. Ohnehin überlagerte und beeinflußte die Corona-Pandemie viele Bereiche der Politik. Sie war das bestimmende Thema seit ihrem Ausbruch im Februar/März 2020, und dies nicht nur in Deutschland.


In diesem Buch wird zunächst der Weg der SPD zum Kanzlerkandidaten dargestellt. Hieran schließen sich die Kandidatenfindungen von CDU/CSU und Grünen an. Hierbei werden auch die längerfristigen Entwicklungen beschrieben, die (längerfristigen) Einfluß auf die Kandidatenfindung hatten. Weil die Corona-Krise einen wesentlichen Einfluß auf die Entscheidungen der Parteien hatte, wird auch diese immer wieder und an verschiedenen Stellen in diesem Buch mit den jeweils bestimmenden Aspekten angesprochen werden. Eine grobe politische Einordnung von Koalitionsmöglichkeiten und Wahlprogrammen rundet die Betrachtungen ab.


Die zweite Auflage führt die erste Auflage, die Ende Juli 2021, also knapp zwei Monate vor der Bundestagswahl, erschien, bis zum Wahltag fort. Es wird somit der Blick auf die »heiße Phase« des Wahlkampfes ergänzt sowie ein erster Ausblick auf die Ampel-Koalition geworfen, die im Anschluß an die Bundestagswahl 2021 entstand. Abgeschlossen wird das Buch mit einem Rückblick auf die Kanzlerkandidat/innen und was nach der Wahl aus ihnen wurde.





1 vgl. dazu u.a.: Habecks schwerster Tag. Süddeutsche Zeitung, 22.04.2021, S. 6.




Kanzler und Koalition


Was also ist nun der Kanzler, der Kanzlerkandidat und welche Rolle spielen die Koalitionen und Koalitionsverträge in diesem Zusammenhang? Es folgt nunmehr ein kleiner Überblick über Diskussionen und Kritik im Zusammenhang mit den Institutionen des Kanzlers, des Kanzlerkandidaten und des Koalitionsvertrages.


Kanzlerkandidat/innen


In seinem Kommentar »Die Höhe« vom 15.05.2021 setzt sich Stefan Kornelius von der Süddeutschen Zeitung mit der Figur des Kanzlerkandidaten auseinander.2 Er kritisiert darin, daß die Parteien bei der Europawahl entgegen der Verträge einen Favoriten – also einen Spitzenkandidaten – für den Posten des Kommissionspräsidenten festlegen wollten und zieht die Linie zu Spitzen- und Kanzlerkandidaten bei der Bundestagswahl. Besonders wild, so Kornelius, trieben es die Linken, die zwei Spitzenkandidaten aufstellten, obwohl sie sich nicht sicher sein könnten, überhaupt in den Bundestag einzuziehen.3 Hier scheint der Wunsch im Vordergrund gestanden zu haben, die Linkspartei ein wenig anzurempeln (um mit der anschließenden Gleichsetzung der Linken mit der AfD die sogenannte »Hufeisen-Theorie« zu bemühen), denn warum sollten die Parteien nicht selbst darüber entscheiden, auf welchem Weg sie in den Bundestag gelangen, also ob mit oder ohne Spitzenkandidat.


Zwar, so Kornelius weiter, spreche nichts gegen die Personalisierung bei der Wahl, gleichwohl erzeugten die Parteien ein Trugbild gegenüber den Wähler/innen, denn am Ende schlüge der Bundespräsident den Kanzler vor, worüber die Abgeordneten in freier Wahl abstimmten.4


Tatsächlich, und das wird in den nun folgenden Ausführungen vertieft und von Bedeutung sein, wird in Deutschland der Bundestag gewählt und nicht etwa der Kanzler oder die Kanzlerin. Dieser wird auf Vorschlag des Bundespräsidenten gewählt, was allerdings in der Verfassungspraxis weitgehend eine Formalie ist.


Der Bundeskanzler oder die Bundeskanzlerin wird mit der Mehrheit der Mitglieder des Hauses gemäß Artikel 63 Grundgesetz ohne Aussprache gewählt. Wie der Bundespräsident zu seinem Vorschlag kommt, ist hierbei nicht geregelt. In der Tradition der Bundesrepublik schlägt er somit jenen Spitzen- oder Kanzlerkandidaten der stärksten Partei vor, die gegebenenfalls die Koalition anführt, beziehungsweise auf den man sich im Koalitionsvertrag geeinigt hat. Und in der Regel ist diese Personalie grundsätzlich bereits vor der Bundestagswahl der Öffentlichkeit bekannt.


Auch Stefan Kornelius räumt in seinem Kommentar ein, daß es nicht schade, den Wahlkampf zu personalisieren. Gleichwohl betrachtet er den Kanzlerkandidaten, wie oben gezeigt, als »Trugbild«. Dies ist jedoch nur soweit zutreffen, als die Parteien suggerieren, die Menschen könnten den Kanzler direkt wählen. Das ist nicht der Fall. Die Wähler/innen wählen die Parteien, und ob der oder die Kanzlerkandidat/in auch tatsächlich das Amt erreicht, hängt von den Mehrheitsverhältnissen im Bundestag ab.


Viel spricht dafür, den Wähler/innen schon vor der Wahl zu erzählen, wer eigentlich das höchste Regierungsamt bekommen soll, wenn die jeweilige Partei gewinnt oder ihren Kandidaten im Rahmen einer Koalition durchsetzen kann. Denn neben der Personalisierung der Wahl durch einen Kanzlerkandidaten oder einer Kanzlerkandidatin spielen letztendlich auch Inhalte eine Rolle und die Frage, ob denn der oder die Kandidat/in zu den Inhalten paßt. Daß es durchaus schaden kann, wenn dies nicht der Fall ist, hat die SPD in einigen der letzten Bundestagswahlen durchaus leidvoll erfahren müssen.


Der Kanzler stellt in der Regierung die zentrale Figur dar. Auf seinen Vorschlag werden die Minister ernannt und entlassen. Der Kanzler stellt das Gesicht der Regierung dar und dies nicht nur gegenüber der Bevölkerung sondern auch in der Regel gegenüber den Regierungen anderer Länder. Wenn auch nicht jedem im Land der Namen eines jeden Ministers geläufig ist – der Name des oder der Kanzler/in ist es in der Regel. Also spricht nichts dagegen, daß eine so hervorgehobene Persönlichkeit auch im Wahlkampf eine Rolle spielt – bei dem Bemühen um die Wiederwahl sowieso, aber auch als personeller Alternativvorschlag gegenüber dem oder der Amtsinhaber/in.


Mit anderen Worten – die Nominierung eines Kanzlerkandidaten dient durchaus der Auseinandersetzung im Wahlkampf und fördert die Personalisierung politischer Themen. Sie ist darüber hinaus nicht etwa – wie Kornelius in seinem Kommentar andeutet – eine Einschränkung des freien Mandates der Abgeordneten, die in geheimer Wahl ja noch immer die Möglichkeit haben, den Kanzlervorschlag des Bundespräsidenten abzulehnen, was auch in der Lebenswirklichkeit durch einzelne Abgeordnete immer wieder einmal vorkommt. Ebenso kommt es auch vor, daß der Bundeskanzler oder die Bundeskanzlerin unerwartete Stimmen aus der Opposition bekommt.


Zwei Aspekte hinsichtlich des freien Mandates und seiner Grenzen seien an dieser Stelle noch zu erwähnen. Aus praktischer Sicht wäre es den Wähler/innen vermutlich nicht zu vermitteln, wenn die Parteien im Wahlkampf Zusagen machen, die sie am Ende nicht einhalten können, weil die Abgeordneten in den Fraktionen ständig von der Fraktions- und Parteilinie abweichen. Auch die im Koalitionsvertrag gemachten Zusagen stünden dann unter dem Vorbehalt, daß am Ende auch hinreichend Abgeordnete dafür stimmen, diese Vorhaben umzusetzen.


Darüber hinaus verdanken die Abgeordneten ihr Mandat nicht nur ihrer Nominierung durch die Parteien, sondern auch durch deren Unterstützung im Wahlkampf. Ohnehin sollte anzunehmen sein, daß – bis möglicherweise auf wenige Ausnahmen – ein Bundestagkandidat für die Partei kandidiert, deren politische Ziele er weitgehend teilt und deren Vorhaben er somit auch unterstützt. Daher ist anzunehmen, daß er den tatsächlichen oder vermeintlichen Fraktionszwang als nicht allzugroß ansehen wird. Bemüht wird diese Diskussion vorzugsweise ohnehin in solchen Zusammenhängen, in denen von den Abgeordneten einer Partei erwartet wird, daß sie gegen das politische Programm der eigenen Partei stimmen. Somit wäre auch stets zu hinterfragen, welche Ziele die Kämpfer für die Unabhängigkeit des Abgeordneten in dem konkreten Moment eigentlich verfolgen.


Der Koalitionsvertrag


Das freie Mandat des Abgeordneten steht auch in der Frage der Entscheidung über Koalitionsverträge durchaus im Mittelpunkt, wie gleich zu sehen sein wird. Puristen weisen gerne darauf hin, daß der Abgeordnete gemäß Artikel 38 Grundgesetz nur seinem Gewissen unterworfen und an Weisungen nicht gebunden sei. Dies wird immer wieder gerne mit der Frage des sogenannten »Fraktionszwangs« diskutiert. Hier hat allerdings das Bundesverfassungsgericht bereits klargestellt, daß die Fraktionen durchaus ein berechtigtes Interesse daran haben, daß ihre Abgeordneten bei Abstimmungen nicht ständig aus der Fraktionslinie ausscheren.5


Der Koalitionsvertrag ist kein Vertrag im privat- oder staatsrechtlichen Sinne. Die Koalitionspartner und noch weniger die Bürger/innen können aus dem Vertrag irgendwelche Ansprüche oder Pflichten ableiten oder gar diese vor den Verwaltungsgerichten oder der Ordentlichen Gerichtsbarkeit einklagen. Es handelt sich um eine politische Absichtserklärung der unterzeichnenden Parteien hinsichtlich der Projekte, die diese im Verlauf der nun heranbrechenden Wahlperiode umsetzen wollen. Dies bedeutet im Gegenzug auch, daß die unterzeichnenden Parteien gegeneinander keine rechtlichen Mittel zur Durchsetzung der Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag haben. Ihnen verbleibt, sich selbst ebenfalls nicht an den Koalitionsvertrag zu halten oder eben die Koalition zu beenden und damit gegebenenfalls Neuwahlen herbeizuführen, in deren Rahmen die Bevölkerung über den Vorgang entscheiden kann.


Der Koalitionsvertrag bindet die Parteien nur schwach. Hinzu kommt, daß er üblicherweise nicht neu aus- oder nachverhandelt wird, wenn im Laufe der Wahlperiode unvorhergesehene Ereignisse wie zum Beispiel die Corona-Pandemie im Jahr 2020 auftreten. Ein Handeln der Regierung ist auch jenseits des Koalitionsvertrages möglich, was unterstreicht, daß der Koalitionsvertrag nur einen ungefähren Ausblick auf das gewährt, was sich die Koalitionsparteien vorgenommen haben. Dies wird in der Regel auch nicht im Detail im Koalitionsvertrag geregelt, sondern in den folgenden politischen Aushandlungsprozessen.


Dies deutet auch darauf hin, daß die Frage, wie eine Partei eigentlich über die Annahme oder die Ablehnung eines solchen Koalitionsvertrages entscheidet, nur begrenzt von staatspolitischer Bedeutung sein kann. Denn der Koalitionsvertrag wird nicht in der Verfassung erwähnt sondern ergibt sich allein aus den Vorgaben des Grundgesetzes über die notwenden Mehrheitsverhältnisse zur Kanzlerwahl und zur Abstimmung im Parlament. Kann eine Partei diese Mehrheiten nicht erreichen, ist sie auf die Hilfe anderer Parteien angewiesen. Die Abstimmung mit wechselnden Mehrheiten hat in Deutschland keine Tradition, so daß eben in der Regel feste Koalitionsregierungen gebildet werden, die in der Regel verläßlich die ganze Wahlperiode über regieren.


Bei den Bundestagswahlen 2013 und 2017 überließ die SPD ihrer Parteibasis die Entscheidung darüber, ob die Partei in eine große Koalition eintreten soll oder nicht. Dies stieß zu beiden Anlässen auf Kritik und zog auch entsprechende Klagen vor dem Bundesverfassungsgericht nach sich. Dieses stellte jedoch klar, daß es den Parteien selbst überlassen sei, wie sie zu ihren Entscheidungen über die Teilnahme an einer Koalition kommen.6


Daß diese Frage auch unter Staatsrechtlern weiterhin umstritten bleibt, zeigt nicht nur der Umstand, daß sowohl nach der Bundestagswahl 2013 als auch 2017 gegen die Entscheidung der Parteiführung der Sozialdemokraten, das letzte Wort über die Teilnahme an einer großen Koalition der Basis zu überlassen, vor dem Bundesverfassungsgericht geklagt wurde. Als Sigmar Gabriel im Jahr 2013 die Diskussion um diese Frage im heute-journal als »Quatsch« bezeichnete, erntete er scharfe Kritik vom Verfassungsblog. »„Lassen Sie uns den Quatsch beenden“: Das ist die Wortwahl, mit der der SPD-Chef und künftige Vizekanzler die Diskussionsaufforderung eines Staatsrechtlers vom Format eines Christoph Degenhart beantwortet.«7, empörte sich Verfassungsblog-Gründer Maximilian Steinbeis in seinem Weblog. Wenig später erklärte das Bundesverfassungsgericht die Vorgehensweise der SPD für zulässig.


Bis heute ist Degenhart ein Gegner der Mitgliederabstimmung einer Partei über den Koalitionsvertrag respektive des Beitritts zur Koalition. Auch in der neuesten Auflage seines Staatsrechts-Lehrbuches läßt Degenhart die Studenten wissen, daß die Mitgliederbefragung zum Koalitionsvertrag die Entscheidung des Wählers entwerte, denn die Demokratie gehe vom Staatsvolk aus.8 Zugleich betont er, daß die Abgeordneten an dieses Votum nicht gebunden seien. Durch einen solchen Mitgliederentscheid werde das freie Mandat geschwächt und die Entparlamentarisierung vorangetrieben. Regierungsprogramm und Regierungsbildung seien von den Fraktionen zu verhandeln.9


Abgesehen davon, daß das Bundesverfassungsgericht hier offenbar eine andere Meinung vertritt, ist gegen die Ausführungen Degenharts einzuwenden, daß in der Geschichte der Bundesrepublik noch nie die Bundestagsfraktionen sondern stets die Parteien den Koalitionsvertrag ausgehandelt haben. Entschieden wurde auch stets in den Parteigremien, entweder durch Vorstandsbeschluß oder durch einen Parteitag. Warum in dieser Tradition von den Kritikern des Mitgliederentscheids kein Verfassungsverstoß gesehen wird, läßt sich möglicherweise mit einem grundsätzlichen Mißtrauen gegenüber basisdemokratischer Entscheidungen erklären. Einen weiteren Hinweis gibt Degenhart in seinem Lehrbuch, denn er weist darauf hin, daß die Entscheidungen durch ein Mitgliedervotum sich nicht so leicht korrigieren lassen wie die eines Parteitages oder eines Vorstandes.10


Bedauerlicherweise führt Degenhart nicht weiter aus, worin eigentlich die Entwertung des Wählervotums liegen soll. Diese ist durch ein Mitgliedervotum ebensowenig zu befürchten wie durch einen Vorstands- oder Parteitagsbeschluß. Tatsächlich »pfuschen« die Parteimitglieder den Wähler/innen durch ihre Entscheidung nicht in ihre Wahlentscheidung, denn eine Koalitionswahl findet in Deutschland nicht statt. Auch der Umstand, daß sowohl eine große Koalition als auch eine Koalition zwischen CDU/CSU, Grüne und FDP möglich war, deutete darauf hin, daß hier kein eindeutiges Votum der Wähler/innen abgegeben wurde, das hätte entwertet werden können.


Degenharts Anmerkung, daß Partei- und Vorstandsbeschlüsse leichter zu revidieren seien, mag zudem insbesondere mit Blick auf die Ereignisse nach der Wahl 2017 aufschlußreich sein, als Matin Schulz vom Bundespräsidenten und der Öffentlichkeit dazu gedrängt wurde, seine Position bezüglich der Oppositionsrolle der SPD aufzugeben und in Koalitionsverhandlungen zu treten. Die hierin zutage getretene Rolle von Bundespräsident und Medien dürfte hinsichtlich des Votums der Wähler/innen deutlich problematischer sein als die Entscheidung der Mitglieder darüber, ob ihre Partei in eine Koalition eintreten soll oder nicht.


Das Bundesverfassungsgericht sah hierin zumindest keinen unzulässigen Eingriff in das freie Mandat der Abgeordneten. Mit dem Mitgliederentscheid wirke die SPD – verfassungsrechtlich abgesichert – an der Willensbildung des Volkes mit, ohne öffentliche Gewalt auszuüben.11 Zudem unterlägen die Koalitionsvereinbarungen der weiteren Umsetzung durch die Abgeordneten, die hierdurch ausreichenden Raum für die freie Entfaltung ihres Mandates hätten.12


Im Ergebnis läßt hier durchaus feststellen – und dies auch in Ansehung des Charakters des Koalitionsvertrages als eine gemeinsame politische Absichtserklärung und Programm der Koalitionspartner -, daß es absolut gerechtfertigt ist, es den beteiligten Parteien zu überlassen, in welcher Weise sie über die Teilnahme an einer Koalition sowie die Inhalte des Koalitionsvertrages entscheiden. Wenn auch Parteifeindlichkeit in manchen Kreisen in Deutschland offenbar zum guten Ton gehören mag, so haben die Parteien einen verfassungsfesten politischen Auftrag. Sie wirken an der Willensbildung des Volkes mit und ermöglichen eine effektive Umsetzung der Ziele der Demokratie in Parlament und Regierung. Gerade in Zeiten, in denen die Regierungsbildung durch die Veränderungen im Parteiensystem schwieriger werden, sollte dieser Wert der Parteien weder verachtet noch kleingeredet werden.


Die Koalitionen


Auch gut zwei Monate vor der Bundestagswahl ist die Prognose nicht gewagt, daß nach dem 26. September 2021 keine Partei über eine eigene Mehrheit verfügen wird, um eine Regierung zu bilden. Aus diesem Grund soll diese Einführung mit ein paar Gedanken zu den Koalitionsmöglichkeiten abgerundet werden.


Vom Drei- zum Vier-Parteien-System


Während es nach der Gründung der Bundesrepublik zunächst ein Vielparteiensystem gab, in dem einige der Parteien, die auch an der Regierung beteiligt waren, vornehmlich die Interessen der durch die NS-Zeit belasteten Personen wahrnahmen und sich auch sehr für die im In- und Ausland einsitzenden Kriegsverbrecher einsetzten13 begann mit Beginn der 1960er Jahre die Zeit des Drei-Parteien-Systems. Diese sollte bis zum Beginn der 1980er Jahre anhalten, als nach der Gründung der Grünen am Ende der 1970er Jahre die neue Partei 1983 auch in den Bundestag einzog. Zuvor, und dies wurde auch teilweise kritisch diskutiert, entschied praktisch die FDP darüber, ob SPD oder CDU regierten. Denn außer der CDU nach der Bundestagswahl im Jahr 1957 gelang es keiner Partei auf Bundesebene, eine eigene absolute Mehrheit zu erreichen. Hierzu war bis zu Beginn der 1980er Jahre stets die tätige Mithilfe der Freien Demokraten notwendig, die mit zuweilen gerade mal 5.8 oder 7.9 Prozent der Stimmen bei der Bundestagswahl darüber bestimmte, ob CDU/CSU oder SPD regierten.


So war es dann auch die FDP, die die sogenannte »Wende« herbeiführte, in dem sie sich von Helmut Schmidt (SPD) abwandte und im Rahmen eines konstruktiven Mißtrauensvotums Helmut Kohl von der CDU an die Macht brachte. Mit zunehmender Annäherung der SPD an die Grünen schwand jedoch die Macht der Königsmacherei bei der FDP.


Während CDU/CSU und FDP in den Grünen eine radikale Partei sahen und sie die SPD davor warnten, den demokratischen Konsens aufzugeben und mit den Grünen zu regieren, reifte bei den Sozialdemokraten die Erkenntnis, daß ohne eine Einbindung der Grünen die Regierungszeiten der CDU in Bund und Ländern kaum zu brechen seien. In Hessen kam es im Jahr 1985 zu ersten rot-grünen Koalition.


Somit standen sich seit Mitte der 1980er Jahre bis in die 2000er Jahre das schwarz-gelbe Lager (CDU/CSU und FDP) dem rot-grünen Lager (SPD und Grüne) gegenüber. Es lief also nach den Wahlen zum Bundestag oder zu den Landtagen darauf hinaus, daß, soweit CDU/CSU und SPD nicht alleine regieren konnten, Koalitionen mit dem jeweiligen kleineren Partner gebildet wurden, wobei die FDP teilweise auch mit der SPD regierte, was jedoch seit der »Wende« 1982 eher selten - vornehmlich in Rheinland-Pfalz – vorkam.


Nach der Jahrtausendwende erweiterte die Union ihre eigenen Koalitionsmöglichkeiten. Zunächst in Hamburg, später in Hessen koalierte die CDU mit den Grünen. Zugleich setzte die FDP auf stärkere Eigenständigkeit, dies zunächst mit bescheidenem Erfolg: Von November 2014 bis Mai 2016 war die Partei in keiner Landesregierung vertreten, während die Grünen ihre Regierungsbeteiligungen immer stärker ausweiteten und dies eben auch in Koalitionen mit der CDU. Ab 2016 nahmen die Beteiligungen der FDP an Landesregierungen wieder zu, konnten jedoch das Niveau der Grünen nicht mehr erreichen.


Die Geschichte von rot-rot-grün


Nach der deutschen Einheit und mit dem Erstarken der PDS, die sich nach der Fusion mit der WASG14 Linkspartei nannte, eröffneten sich im linken Lager zunächst scheinbar neue Möglichkeiten. Die Union reagierte von Anfang an mit einer massiven »Rote-Socken-Kampagne«, in deren Rahmen sie auf die Vergangenheit der PDS als SED der DDR verwies und den Sozialdemokraten vorwarf, mit entsprechenden Koalitionen den demokratischen Konsens zu verlassen. Diese Argumentationslinie findet sich bei der Union teilweise noch heute.


Diese Kampagne war so wirkmächtig, daß die Sozialdemokraten über Jahre weitgehend eine Zusammenarbeit mit der PDS scheuten. In Sachsen-Anhalt kam es 1994 erstmals zu einer solchen Zusammenarbeit. In dem Bundesland waren CDU und SPD in einer Weise verfeindet, daß für die Sozialdemokraten eine Zusammenarbeit mit der Union undenkbar war. Die Folge war, daß der SPD-Spitzenkandidat eine Minderheitsregierung mit den Grünen bildete, die von der PDS toleriert wurde. Nach der Landtagswahl 1998, bei der die Grünen an der Sperrklausel scheiterten, setzte Reinhard Höppner sein »Magdeburger Modell« der Tolerierung einer SPD-Minderheitsregierung durch die PDS auch gegen Widerstände der Bundes-SPD fort, die nachteilige Auswirkungen durch eine »Rote-Socken-Kampagne« durch die CDU zur Bundestagswahl fürchtete.


Insbesondere warf die Union der PDS ihre SED-Vergangenheit und die Verantwortung für 40 Jahre DDR vor. Hingegen arbeitete die Union, die im Zuge der deutschen Einheit mit der CDU der DDR und der Demokratischen Bauernpartei Deutschlands (DBD) fusioniert und somit im folgenden Wahlkampf zu den Landtagen über die Infrastruktur der Parteien einen Vorteil erlangte, die eigene nun gemeinsame Vergangenheit nicht auf. Zwar gestand Lothar de Maiziére ein, daß nicht nur die PDS sondern auch die CDU Verantwortung für die DDR trug, jedoch waren der Union wahltaktische Überlegungen wichtiger.15


Mit der Aufnahme der DBD übernahm die CDU auch die Verantwortung für deren Geschichte, ohne sich dazu zu bekennen. Dabei hatten deren Mitglieder die Bezirksparteischulen der SED besuchen dürfen. »[A]uch aus diesem Grund gibt es seit August 1990, als sich die DBD der CDU anschloß, im Deutschen Bundestag und in den ostdeutschen Landtagen wohl keine Partei, in der so viele gelernte Spätstalinisten Abgeordnete sind wie in der CDU. In diesem Punkt übertrifft sie vermutlich sogar die PDS.«16


Auch die Grünen galten der Union über lange Jahre als extremistische Partei. In Wahlkämpfen wurden CDU und CSU nicht müde, die SPD vor Koalitionen mit den Grünen zu warnen. Wie sehr sich Union und Grüne jedoch im Laufe der Jahre verändert haben, zeigt sich auch an den inzwischen recht zahlreichen Koalitionen, die beide Parteien miteinander auf die eine oder andere Weise bilden.


Nachdem nun die Grünen auch die Union als Koalitionspartner in Betracht ziehen, sind seitens der Grünen deutliche Absetzbewegungen aus dem »rot-grünen« Lager zu erkennen. Wie oben beschrieben, betonte auch Robert Habeck die Eigenständigkeit der Grünen und den mangelnden Willen, sich in einen Lagerwahlkampf einbinden zu lassen.


Wird insbesondere von linken Sozialdemokraten und linken Grünen angesichts der Verschiebungen im Parteiensystem eine rot-rot-grüne Regierung als Chance begriffen, eine Mehrheit jenseits konservativer Parteien zu erreichen, gibt es hiergegen sowohl bei der SPD als auch bei den Grünen konservative und bürgerliche Kräfte, die dies teils still, teils offen ablehnen.


So scheiterte im Saarland im Jahr 2009 eine rot-rotgrüne Regierung teils auch an persönlichen Animositäten. Obgleich die politischen Schnittmengen zwischen SPD, Grünen und Linkspartei deutlich größer waren als zwischen CDU/FDP und Grünen,17 entschieden sich die Grünen für eine Koalition mit letzteren. Der Vorsitzende der saarländischen Grünen begründete die Entscheidung unter anderem mit seiner Ablehnung gegenüber Lafontaine und der Linkspartei, worin ihm sein Landesverband folgte.18 Die Grünen hoben unter anderem als ihre besondere Leistung hervor, daß sie mit Union und FDP im Koalitionsvertrag vereinbart hatten, die damals geltenden Studiengebühren abzuschaffen.19 Hierin lag allerdings ein gemeinsames Ziel von Grünen, SPD und Linkspartei, das seitens der Grünen in einer rot-rot-grünen Koalition zu einem politisch geringeren Preis zu haben gewesen wäre.


Zeitgleich hatte rot-rot-grün in Thüringen eine Mehrheit im Landtag. Jedoch zierte sich der Spitzenkandidat der SPD, Christoph Matschie, ein solches Bündnis einzugehen. SPD und Grüne stellten der Linkspartei unter anderem die Bedingung, daß kein Linker Ministerpräsident des Bündnisses werden solle, obwohl die Linkspartei in dem Bündnis der stärkste Partner wäre.20 Daß SPD und Grüne gegenüber der CDU eine solche Bedingung für eine Koalition gestellt hätte, ist nicht überliefert. Und obwohl die Linkspartei auf diese Bedingungen einzugehen bereit war, entschied sich Matschie für ein Bündnis mit der CDU.


Eine Wahlperiode später, also 2014, bildeten Linkspartei, SPD und Grüne eine rot-rot-grünes Bündnis in Thüringen mit Bodo Ramelow von der Linkspartei als Ministerpräsidenten. Es war das erste Mal, daß ein Politiker der Linkspartei eine Landesregierung anführte.


In Nordrhein-Westfalen scheiterte 2010 trotz großer politischer Übereinstimmungen und zahlreicher Gemeinsamkeiten im Wahlprogramm eine rot-rot-grüne Koalition an SPD und Grünen. Die Frage, ob die Linkspartei in Nordrhein-Westfalen die DDR als Unrechtsstaat ansah, war für SPD und Grüne in Nordrhein-Westfalen für das Scheitern der Verhandlungen ausschlaggebend.21 Mit anderen Worten: Welche Haltung die Linkspartei zur DDR hatte, war Hannelore Kraft von der SPD und Sylvia Löhrmann von Grünen wichtiger als die politischen Gemeinsamkeiten, mit denen viele Projekte hätten durchgesetzt werden können. Dieser »Demokratietest« für die Linkspartei ging auf die Grünen in Thüringen zurück.22 Und bis heute scheint der Co-Vorsitzenden Robert Habeck der Meinung zu sein, daß die Linkspartei in besonderer Weise ihre Regierungsfähigkeit beweisen müsse.23


Auch im Deutschen Bundestag hätte es nach der Wahl im Jahr 2013 nach dem Scheitern von FDP und AfD an der Sperrklausel eine rot-rot-grüne Mehrheit mit 320 Stimmen gegenüber 311 Stimmen von CDU/CSU gegeben. Weil sich aber die Sozialdemokraten vor der Wahl festgelegt hatten, ein solches Bündnis nicht einzugehen, und weil mit Peer Steinbrück überdies ein Kanzlerkandidat angetreten war, der zum konservativen Flügel der SPD gehörte, konnte sich diese Mehrheit nicht realisieren. Es wurde eine große Koalition aus CDU/CSU und SPD gebildet, die Sonderregelungen für die besonders kleine Opposition nötig machte.


Als gegen Ende der Wahlperiode die Gemeinsamkeiten von CDU/CSU und SPD aufgebraucht schienen, kam erneut eine Diskussion über ein rot-rot-grünes Bündnis auf, das sich im letzten Jahr der Wahlperiode als Reformbündnis profilieren und somit eine bessere Ausgangslage für die Bundestagswahl 2017 schaffen konnte. Es gab zwar durchaus Gespräche, an denen auch der damalige SPD-Kanzlerkandidat beteiligt war, doch die konservativen Kräfte insbesondere innerhalb der SPD hielten einen Bruch der Koalition mit der Union für riskanter als die Chancen, die in dem Wagnis einer rot-rot-grünen Regierung steckten.


Als Schlußfolgerung aus dem Dilemma faßte die SPD nach der Bundestagswahl 2013 einen Beschluß, in dem sie sich eine Koalition mit der Linkspartei unter Bedingungen öffnete, die zugleich bei entsprechender Interessenlage ein solches Bündnis verhindern konnten. Robert Habecks Bedingungen für ein rot-rot-grünes Bündnis lesen sich durchaus ähnlich wie der Beschluß der SPD, auf den auch Olaf Scholz nach seiner Nominierung zum Kanzlerkandidaten verwies.24


Mit den beiden neuen Vorsitzenden Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans hatte die SPD nun eine Führung, die politisch als Links galt und die bereits erklärt hatte, auch in einer rot-rot-grünen Koalition regieren zu wollen. Doch am Ende kam es auf die Entscheidung des Kanzlerkandidaten Olaf Scholz an, der im Hinblick auf die Regierungsbildung andere Prioritäten hatte. Sowohl Habeck als Co-Vorsitzender als auch Scholz als SPD-Kanzlerkandidat hatten mit ihren Äußerungen in dieser Hinsicht bereits signalisiert, daß ihnen andere Optionen (FDP?) lieber wären. Insofern war es schon vor der Bundestagswahl sehr fraglich, ob die Perspektive für eine rot-rot-grüne Koalition bestand, oder ob diese Möglichkeit durch die Entscheidung von SPD und Grünen für bürgerliche Kandidat/innen zunächst obsolet geworden war.


Die Corona-Pandemie


Im Verlauf dieses Buches wird die Corona-Pandemie immer wieder eine Rolle spielen, denn sie war während des kompletten Wahlkampfes präsent und sollte auch nach der Bundestagswahl bis in den Frühsommer hinein ein wichtiges und kontroverses Thema der neuen Regierung sein.


Weil die bedeutsamen Details im Verlauf dieser Pandemie für den Wahlkampf an den entsprechenden Stellen im Buch diskutiert werden, sollen hier einige wesentliche Entwicklungen und Gedanken zur Corona-Krise dargestellt werden.


Mit dem Ausbruch der Corona-Pandemie wurde auch die Politik in Deutschland vor neue Herausforderungen gestellt. War anfangs nicht sichtbar, wie ernst und dramatisch die Pandemie werden würde, mußte die Politik auch in Deutschland im Verlauf der Pandemie hinzulernen und die entsprechenden Maßnahmen immer wieder anpassen.


So hieß es zum Beispiel noch am Anfang, daß das Tragen von Masken kaum mehr Schutz bewirken würde. Später sollte das Maskentragen zu den tragenden Säulen des Infektionsschutzes gehören. Der Weg dahin führte über Ratschläge wie zum Beispiel sich einen Schal umzuschlagen oder die Masken selbst aus alten Laken zu fertigen. Schließlich wurde die FFP2-Maske zu einem der zentralen Mittel der Pandemie.
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